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Antragstext:  

Der Landesparteitag möge das bisherige Kapitel 11 („Ökologie und Umweltschutz“) folgendermaßen 

verändern.  

11. Ökologie, und Umweltschutz- und Klimaschutz   
  

Die Politik der ÖDP orientiert sich in allen Bereichen am Grundsatz der Nachhaltigkeit.  

Umweltpolitik muss darauf ausgerichtet sein, die natürlichen Lebensgrundlagen Luft, Wasser und 
Boden möglichst unbelastet so unbelastet wie möglich zu erhalten und damit einen wirkungsvollen 
Beitrag zur Lösung globaler Probleme wie der Erderwärmung dem durch den Treibhauseffekt 
ausgelösten anthropogenen Klimawandel durch den Treibhauseffekt oder die Zerstörung der 5 
Ozonschicht oder die Überschreitung der planetaren Grenzen zu leisten. Die Versiegelung von Boden 
in Form von Autobahnbau und weiterer nicht dem Gemeinwohl dienlicher Bautätigkeit muss 
verhindert werden, da dies zu einer weiteren Zersiedelung der Landschaft und damit zu einer 
Verminderung der biologischen Artenvielfalt (Biodiversität) führen würde. Aus dem gleichen Grund 
sollen für den Siedlungsbau in Form von Wohn- und Gewerbegebieten bestehende bebaute Gebiete 10 
vorgezogen werden, um die Neuausweisung von Baugebieten so gering wie möglich zu halten. Die 
weitere Zersiedelung der Landschaft und die damit unvermeidliche Verminderung der biologischen 
Artenvielfalt (Biodiversität) müssen weitestgehend verhindert werden. Trotz beschlossenem 
Atomausstieg bilden die noch laufenden Atomkraftwerke ein kontinuierliches Risiko. Sie müssen 
deshalb schnellstmöglich stillgelegt werden. Die weitere Erzeugung von Atommüll ist unverantwortlich. 15 
Niedersachsen ist reich an Moorlandschaften – diese wurden und werden jedoch vielerorts für den 
Torfabbau oder die landwirtschaftliche Nutzung trockengelegt, wodurch sie von CO2-Senken zu CO2-
Emittenten werden und wichtige Ökosysteme zerstört werden. Daher muss dem Schutz der Moore 
in Niedersachsen ein besonderer Fokus zukommen. 

Niedersachsen kann aufgrund seiner ehemals großflächigen Moorgebiete durch Wasserrückhalt 20 
einen erheblichen Beitrag zum Klimaschutz leisten. Mit Programmen zur Wiedervernässung 
einhergehend mit dem wirtschaftlichen Abfedern der Maßnahmen für die Landwirtschaft und einer 
sogenannten nassen Bewirtschaftung kann der CO2-Ausstoß erheblich gesenkt werden. Im Zuge der 
Moorschutzstrategie sind entsprechende Gebietskulissen zu ermitteln, Handlungsangebote mit den 
Akteuren in der Landwirtschaft zu erarbeiten, und somit eine realisierbare Vernässung umzusetzen. 25 
Wo aufgrund von ausreichend Torfhorizonten und der Wasserführung eine Renaturierung von 
Moorgebieten zu erreichen ist, sollte diese mit entsprechenden Geldern und Umsetzungswillen mit 
klaren Vorgaben und entsprechender Zeitschiene verwirklicht werden. Gleichzeitig muss der 



derzeitige Torfabbau sowie der Import von Torf zur Substratherstellung gestoppt werden. Mit einer 
ambitionierten Torfminderungsstrategie ist der EU-weite Torfabbau und dessen Verarbeitung zu 30 
Substraten signifikant zu reduzieren. Die Herstellung von Torfersatzprodukten muss zeitnah in 
Qualität und Menge wirtschaftlich tragbar werden, was eine Umstrukturierung dieser Branche 
bedeutet.  

Eine zentrale Strategie der Umweltpolitik muss die Entkopplung von Wirtschaftswachstum und 

Umweltverbrauch sein. Unsere Zivilisation belastet die Umwelt in erheblichem Maße. Es muss uns 35 

allen bewusstwerden, dass ein verschwenderischer Lebensstil auf Kosten nicht nur der nachfolgenden 

Generationen, sondern auch aller Mitmenschen geht. Gefordert sind wir hier insbesondere auch als 

Konsumenten.  

Die ÖDP fordert:  

1. Die Entwicklung und Verbreitung von energie- und ressourcensparenden Produktionstechniken 40 

müssen mit Hilfe landesweiter Förderprogramme unterstützt werden.  

2. Der Atommüll und seine Behälter müssen über Jahrtausende hinweg regelmäßig überprüfbar 

sein. Gorleben ist als Endlager ungeeignet. Wir müssen feststellen, dass es überhaupt kein 

Endlager geben kann. Der Atomausstieg ist in Deutschland beschlossen und 2023 umgesetzt. 

Wir verlangen, dass an diesem rechtskräftigen Beschluss festgehalten wird und diese 45 

wirtschaftlich untragbare sowie potentiell lebenszerstörende Atom-Energiegewinnung beendet 

bleibt. Die Castoren müssen endlich ausreichend abgesichert und rückholbar eingelagert 

werden, und zwar auf Kosten der Profiteure der Atomwirtschaft und nicht durch Steuergelder. 

3. Die Versicherung von Atomkraftwerken muss auch die möglichen Folgen eines Super-GAUs 

umfassen.  50 

4. Sofortiger und unwiderruflicher Stopp des Fracking.  

5. Hochwasserschutz soll in der Fläche betrieben werden. Der Rückbau ausgebauter Gewässer, ihre 

Renaturierung bzw. Revitalisierung müssen vorangetrieben werden, damit diese wieder natürlich 

naturnah und lebensfähig werden. Sogenannte Schwammstädte, großflächige Schwammgebiete, 

Retentionsflächen entlang von Gewässern sind zum Abfangen von Starkregenereignissen und 55 

ebenfalls zur Wasserneubildung unerlässlich. 

6. Vollkommener Schutz intakter Moorflächen und Wiedervernässung von Mooren wo möglich, 

Torfabbau stoppen, Torfersatzprodukte für den Lebensmittelanbau, Gartenbau und private 

Gärten massiv fordern und fördern. Der Torfabbau muss deutlich reduziert werden. Über eine 

Torfsteuer (gültig auch für Importe) sollen Forschung und Entwicklung von Torfersatzstoffen für 60 

den Erwerbsgartenbau finanziert und der preisliche Nachteil derzeitiger Ersatzstoffe ausgeglichen 

werden. Zudem muss die Landesregierung eine verbindliche Moorschutzstrategie erarbeiten, in 

dem unter anderem festgeschrieben wird, dass 50 % der niedersächsischen Moore bis 2030 aus 

der landwirtschaftlichen Nutzung genommen werden und langfristig wieder vernässt werden.  

7. Was die verschiedenen Landtage von Österreich schon beschlossen haben, muss auch 65 

Niedersachsen schaffen: aktiver Einsatz für die Idee des Global-Marshall-Plans. Diese Initiative von 

Wissenschaftlern und Vordenkern will eine weltweite öko-soziale Wirtschaftsordnung schaffen 

und ökologisch-soziale Mindeststandards in Entwicklungs- und Industrieländern durchsetzen. Sie 

setzt sich für die Verwirklichung der sogenannten UN-Millenniumsziele Sustainable Development 

Goals (SDGs) ein und hat dafür wirksame Finanzierungsinstrumente entwickelt. Die ÖDP ist als 70 

einzige deutsche Partei aktive Unterstützerin des GMP (www.globalmarshallplan.org).  

8. Die Herstellung von langlebigen und reparaturfreundlichen Produkten ist im Sinne von 

Nachhaltigkeit und Schaffung von Arbeitsplätzen zu fördern.  



9. Förderung von Initiativen wie Repair-Cafés durch das Land. sowie vielfältigen solidarischen und 

gemeinschaftlichen Initiativen und Wirtschaftsformen wie z. B. SoLaWis (Solidarische 75 

Landwirtschaft) u. ä.  

10. Durchführung von Aufklärungskampagnen zum Kauf langlebiger Produkte.  

11. Das niedersächsische Ziel, bis 2040 die Klimaneutralität zu erreichen, muss eingehalten werden. 
Zu diesem Zweck müssen die Kommunen besser finanziell, personell und inhaltlich unterstützt 
werden. Im Hinblick auf Klimaneutralität soll der Fokus bei Privatpersonen, bei Kommunen und 80 
auch beim Land Niedersachsen viel stärker auf die Einsparung von Ressourcen und Energie 
gelegt werden, um das ambitionierte Ziel zu erreichen und gleichzeitig eine Vorbildfunktion zu 
erfüllen. 

12. Klimaschutz, Umweltschutz und Nachhaltigkeit müssen in deutlich größerem Umfang in Schulen 
und allen anderen Bildungseinrichtungen integriert werden. Dabei ist darauf zu achten, dass 85 
das Wissen um die Gefahren und Lösungsmöglichkeiten, nicht nur vermittelt, sondern auch 
angewendet wird.  

  

Wer ÖDP wählt, kämpft für die Erhaltung der natürlichen unser aller Lebensgrundlagen hier im Land 
und weltweit!  90 

  

  

Begründung:  

Der Begriff „Klimaschutz“ muss unbedingt mit in den Titel aufgenommen werden, da er sonst nicht im 
Inhaltsverzeichnis erscheint, obwohl er doch eines unserer Kernthemen darstellt.  95 

Die mit der Zersiedelung einhergehenden Verschlechterungen von Klima, Umwelt, ökologischen 

Systemen mit deren komplexen vernetzten Zusammenhängen, der Artenvielfalt und weiterer 

Beeinträchtigung unser aller Lebensgrundlagen sind weder sozial, ökologisch, wirtschaftlich noch 

politisch zu rechtfertigen. 

Der Begriff „Erderwärmung“ impliziert eine konstante Erwärmung auf der gesamten Erwarmung. Die 100 

Folgen des Klimawandels sind jedoch deutlich komplexer, denn die Erderwärmung bezieht sich nur 

auf die globale Durchschnittstemperatur. In der Realität wird es an manchen Orten kälter und an 

anderen wärmer werden, Extremwetterereignisse nehmen zu, und globale Wind- und  

Meereszirkulationen (z.B. Jetstream oder Golfstrom) werden verändert, was erhebliche Folgen für 

ganze Kontinentteile haben kann. So könnte beispielsweise der Golfstrom versiegen, wodurch es in 105 

ganz Nordeuropa mehrere Grad kälter werden würde (bei einer gleichzeitigen Erhöhung der globalen 

Durchschnittstemperatur, d.h. an anderen Orten wird es einen sehr starken Temperaturanstieg 

geben). Der Begriff „Klimawandel“ schließt also mehr Phänomene mit ein und ist somit präziser.  

Das Ozonloch schließt sich seit über 10 Jahren wieder kontinuierlich. Dies ist ein langsamer Prozess, 

aber spätestens im Jahr 2050 wird die Ozonschicht wieder vollständig etabliert sein, denn die Ursache 110 

für das Ozonloch, die Fluorchlorkohlenwasserstoffe (FCKWs) wurden weltweit verboten. Somit ist 

keine aktive politische Handlung zur Vermeidung der Ozonzerstörung mehr notwendig, sehr wohl gibt 

es aber eine Vielzahl drängender anderer Umweltprobleme. Eine Möglichkeit, diese 

zusammenfassend und zugleich differenziert darzustellen, bietet das Modell der planetaren Grenzen 

(planetary boundaries, https://www.pik-potsdam.de/de/produkte/infothek/planetare-grenzen). 115 

Somit schließt die vorgeschlagene Formulierung verschiedenste Probleme mit ein, ohne einer langen 

Aufzählung zu bedürfen.  
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Der Atomausstieg ist nicht mehr nur beschlossen, sondern 2023 auch tatsächlich erfolgt. Somit sind 

diesbezügliche Forderungen hinfällig geworden.  

Damit die später gestellte Forderung 6 zum Thema Moore und Torf auf einer Grundlage basiert, 120 

wurde im Text ein Abschnitt eingeführt, der die Relevanz von Mooren erklärt und betont.  

Die UN-Millenniumsziele sind veraltet und wurden 2015 durch die Sustainable Development Goals 

ersetzt, die im Grunde die gleichen Forderungen verkörpern, aber etwas differenzierter und 

umfangreicher ausgestaltet sind. https://unric.org/de/17ziele/   

Die hinzugekommenen Forderungen zum Moorschutz sind weitgehend vom BUND Niedersachsen 125 
übernommen worden: 
https://www.bundniedersachsen.de/fileadmin/niedersachsen/publikationen/umweltpolitik/landtags
wahl_2022/BUND_ Niedersachsen_Landtagswahlen_2022-Forderungen_moore.pdf .  

Neu hinzugekommener Punkt 11: Das Kommunale Nachhaltigkeitsbarometer Niedersachsen 

(https://pubdata.leuphana.de/bitstream/20.500.14123/1623/6/Redenius_Kommunales_Nachhaltigk 130 

eitsbarometer_Niedersachsen_2024.pdf) zeigt, dass hier noch Handlungsbedarf besteht.  

Neu hinzugekommener Punkt 12: Bildung ist das A und O für die Lösung gesellschaftlicher Probleme.  

Hier muss unbedingt angesetzt werden, damit Nachhaltigkeit kein Nischenthema bleibt. Die 

Schulkinder von heute sind unsere Zukunft und sollten möglichst früh einen 

verantwortungsbewussten Umgang mit der Umwelt und den Ressourcen lernen.  135 
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